 DOCPROPERTY  Sys::CopyType  \* MERGEFORMAT 
	15 WF 50/18
	- Seite 4 -
	



Az.: 
15 WF 50/18 Brandenburgisches Oberlandesgericht

42.1 F 195/14 AG Potsdam

	
	[image: image1.png]



	

	Brandenburgisches Oberlandesgericht


Beschluss
In dem Verfahrenskostenhilfe-Abänderungsverfahren gemäß § 120a Abs. 1 ZPO

betreffend das Ehescheidungsverbundverfahren

K…./. K…
- 42.1 F 195/14 Amtsgericht Potsdam -,

an dem beteiligt sind:

1) Frau M… K…, 
Antragstellerin und Beschwerdeführerin,
- Verfahrensbevollmächtigter:
Rechtsanwalt … -

2) das Land Brandenburg (Landeskasse),

    vertreten durch den Bezirksrevisor bei dem Amtsgericht Potsdam,

hat der 3. Senat für Familiensachen des Brandenburgischen Oberlandesgerichts 

durch

den Richter am Oberlandesgericht Neumann
- als Einzelrichter -
am
14. März 2018
beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Amtsgerichts - Rechtspflegers - Potsdam vom 15. Januar 2018 - 42.1 F 195/14 - wird zurückgewiesen.
Außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet.

G r ü n d e :
Die sofortige Beschwerde gegen die mit der angefochtenen Entscheidung erfolgte nachträgliche Anordnung von Ratenzahlungen auf die von der Antragstellerin zu tragenden Verfahrenskosten ist gem. §§ 127 Abs. 2 Satz 2, 567 ZPO statthaft und auch im Übrigen zulässig. In der Sache hat die sofortige Beschwerde aus den im wesentlichen Kern zutreffenden Gründen der angefochtenen Entscheidung und des Nichtabhilfebeschlusses vom 28.02.2018, auf die der Senat Bezug nimmt, keinen Erfolg.

Zu Recht hat das Amtsgericht die von der Antragstellerin behaupteten Zahlungen von monatlich 150,- € an ihre 35-jährige Tochter und von monatlich 200,- € an ihre in Polen lebende Mutter bei der Ratenberechnung nicht als gem. § 115 Abs. 1 S. 3 Nr. 2. b) ZPO abzusetzende Unterhaltsverpflichtungen anerkannt. Danach sind nur solche Unterhaltsleistungen bei der Berechnung des einzusetzenden Einkommens abzusetzen, die aufgrund einer gesetzlichen Unterhaltspflicht geleistet werden. Liegt - wie hier - kein Unterhaltstitel vor, sind die Voraussetzungen, nach denen der um Verfahrenskostenhilfe nachsuchende Beteiligte den von ihm geleisteten Betrag als gesetzlichen Unterhalt schuldet, im Einzelnen darzulegen. Betrifft dies die Unterhaltspflicht gegenüber volljährigen Kindern oder Eltern ist es hierfür erforderlich, Tatsachen darzulegen, aus denen sich der Bedarf des Berechtigten, die eigene Leistungsfähigkeit und die Leistungsfähigkeit ggf. weiterer unterhaltspflichtiger Personen, die vorrangig oder neben dem um Verfahrenskostenhilfe nachsuchenden Beteiligten für den Unterhalt haften, ergeben. Diesen Anforderungen genügt das Vorbringen der Antragstellerin nicht. 

Hinsichtlich der vermeintlichen Unterhaltsverpflichtung gegenüber der volljährigen Tochter ist bereits nicht ersichtlich, dass die Voraussetzungen einer gesetzlichen Unterhaltspflicht dem Grunde nach bestehen könnten. Die Tochter ist wirtschaftlich selbständig und erzielt monatliche Nettoerwerbseinkünfte von über 1.800,- €. 

Hinsichtlich des vermeintlichen Unterhaltsanspruchs ihrer Mutter hat die Antragstellerin, bis auf die Höhe deren monatlicher Ausgaben und Renteneinnahmen keine Angaben gemacht, die es ermöglichen, einen gesetzlichen Unterhaltsanspruch zu ermitteln. Insbesondere fehlen Angaben darüber, ob und in welchem Umfang die Mutter etwa über Vermögen oder weitere Einkünfte verfügt oder ob sie etwa sonst Ansprüche, wie z.B. auf Ehegattenunterhalt hat, die einem Unterhaltsanspruch gegenüber der Antragstellerin entgegenstehen oder diesen zumindest beeinflussen könnten. Dann aber kann ein sich nach polnischem Recht (vgl. Art 15 VO (EG) 4/2009 i.V.m. Art. 3 Abs. 1 HUntProt) zu beurteilender gesetzlicher Unterhaltsanspruch ihrer Mutter, für dessen Erfüllung gem. Art. 129 § 2 FVGB (Polen) im Übrigen neben der Antragstellerin auch deren eventuell vorhandene Geschwister haften, nicht festgestellt werden.

Allerdings können auch Leistungen, die ohne gesetzliche Unterhaltsverpflichtung erbracht werden, im Einzelfall gem. § 115 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 ZPO als besondere Belastungen in angemessener Höhe abzugsfähig sein (MüKoZPO/Wache, 5. Aufl., § 115, Rn. 38; (Dürbeck/ Gottschalk, Prozess- und Verfahrenskostenhilfe, Beratungshilfe, 8. Aufl., Rn. 343). Das Vorliegen einer besonderen Belastung ist - soweit ersichtlich - in der Rechtsprechung für solche Fälle anerkannt worden, in denen Leistungen an die mit dem um Verfahrenskostenhilfe nachsuchenden Beteiligten nicht verheiratete aber in einer Bedarfsgemeinschaft zusammenlebende Mutter des gemeinsamen Kindes, auch wenn die Voraussetzungen für die Unterhaltspflicht nach § 1615 Abs. 1 BGB nicht mehr bestehen, oder an den in einer Bedarfsgemeinschaft mit dem Beteiligten lebenden Lebensgefährten erbracht werden (MüKoZPO/  Wache, a.a.O.; Dürbeck/Gottschalk, a.a.O.; jew. m.w.N.). Dem liegt zugrunde, dass infolge einer Bedarfsgemeinschaft, sozialrechtliche Ansprüche deshalb gekürzt werden, weil der um Verfahrenskostenhilfe nachsuchende Beteiligte nach sozialrechtlichen Grundsätzen als Mitglied der Bedarfsgemeinschaft für den Unterhalt der übrigen Mitglieder aufzukommen hat, mithin eine sozialrechtlich begründete „faktische Unterhaltslast“ vorliegt, und es ihm in diesen Fällen nicht zugemutet werden kann, die Bedarfsgemeinschaft zu beenden, um die Kosten des Verfahrens finanzieren zu können. Aber auch in jenen, von der Rechtsprechung anerkannten Fällen der Berücksichtigung von Unterhaltsleistungen als besondere Belastungen sind die zur Begründung der Unzumutbarkeit führenden Umstände dem Grunde und der Höhe nach darzulegen und glaubhaft zu machen. 
Beruft sich der um Verfahrenskostenhilfe nachsuchende Beteiligte indes darauf, Leistungen aufgrund gesetzlicher Unterhaltsverpflichtung zu erbringen, würde es in den Fällen, in denen er die Voraussetzungen für das Bestehen der von ihm behaupteten gesetzlichen Unterhaltspflicht nicht darlegt oder glaubhaft macht, auf eine Umgehung des § 115 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 ZPO hinauslaufen, diese Leistungen als besondere Belastungen gem. § 115 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 ZPO zu berücksichtigen.

Eine Korrektur der angefochtenen Entscheidung ist auch nicht deshalb geboten, weil das Amtsgericht die von der Antragstellerin geltend gemachten Versicherungsbeiträge für die Rechtsschutzversicherung in Höhe von monatlich 11,53 € nicht als Abzugsposition berücksichtigt hat. Denn das Amtsgericht hat bei der Ermittlung des von der Antragstellerin einzusetzenden Einkommens in einem diesen Betrag (von 11,53 €) übersteigenden Umfang zu hohe monatliche Ratenzahlungsverpflichtungen der Antragstellerin gegenüber der …Bank als absetzbar anerkannt. Zwar beruht der dieser Ratenzahlungsverpflichtung von monatlich 333,09 € zugrunde liegende Darlehensbetrag zu einem Teil auf der Umschuldung eines bereits in der Ursprungsentscheidung berücksichtigten Darlehens; zu einem weiteren Teil (von immerhin 22 %) aber auf der Umschuldung erst nach der Verfahrenskostenhilfebewilligung eingegangener Verbindlichkeiten, zu deren Notwendigkeit die Antragstellerin nichts vorgetragen hat und deren Berücksichtigung als Abzugsbetrag deshalb nicht in Frage kommt. Dann aber wären auch die geltend gemachten Darlehensraten nur in einem entsprechend zu kürzenden Umfang als Abzugsbetrag zu berücksichtigen gewesen, sodass auch unter Berücksichtigung der Versicherungsbeiträge für die Rechtsschutzversicherung weniger als 333,09 € abzusetzen gewesen wäre. Soweit das Amtsgericht gleichwohl einen Betrag von 333,09 € als Abzugsbetrag berücksichtigt hat, ist der Senat unter dem Gesichtspunkt des Verbots der "reformatio in peius" an einer Abänderung der angefochtenen Entscheidung zum Nachteil der Antragstellerin gehindert. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 127 Abs. 4 ZPO.

Neumann
Datum der Übergabe des Beschlusses an die Geschäftsstelle: 


14. März 2018





…, Justizbeschäftigte


als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle












